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Vorwort

„Ein Staat kann nicht rein theoretisch konstruiert werden, sondern er muß
ebenso wachsen, reifen wie der einzelne Mensch.“

Aus den Flugblättern der Weißen Rose

Dies ist die zur Veröffentlichung bearbeitete Untersuchung „Europa der
Regionen“, die in den Jahren von 2015 bis 2018 unter Betreuung von Prof.
Dr. Jörg Philipp Terhechte, Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht,
Europäisches und Internationales Recht sowie Regulierungs- und Kartell-
recht, entstand und 2019 als Dissertation an der Leuphana Universität Lü-
neburg angenommen wurde. Am Beginn dieser Arbeit stand das For-
schungsinteresse, die Studie des Autors zum Vergleich der Regionen mit
Gesetzgebungsbefugnissen in Deutschland und Italien aus dem Jahr 2015
um weitere Regionen der EU-Mitgliedstaaten zu erweitern und zu ermit-
teln, wie ein unionsrechtlicher Begriff von Regionen und deren Gesetzge-
bungsbefugnissen aussehen könnte. Für dieses Thema gibt es gute Gründe.
Seit einigen Jahren ist wahrzunehmen, dass in Europa Kompromissfähig-
keit und der Konsens zur Integration abnehmen und unsachliche Hassti-
raden an die Stelle konstruktiver Kritik treten. Nur die allgemeine Wohl-
standssättigung mag wohl verschleiern, dass noch vor 30 Jahren Stachel-
draht und Kriege auf unserem Kontinent selbstverständlich waren. Be-
denklich ist, wie derzeit ideologisch und scheinreligiös aufgeladene Desta-
bilisierungstendenzen der Weltordnung die europäischen Völker verunsi-
chern, ihr Rechtssystem verändern, Grenzen schließen und Staaten von
der Union entfernen. Dabei waren europäische Binnengrenzen bis ins 19.
Jahrhundert keine Grenzlinien, sondern Grenzräume. Räume sind ge-
meinsam gestaltbar. Linien grenzen ab. Diese neuen Grenzziehungen sind
zudem eine Zäsur in der individuellen Lebenserfahrung des Autors, der
unter dem Eindruck der europäischen Integration als Zeichen für Fort-
schritt aufgewachsen ist, auch aus familiären Hintergründen mit deutsch-
tschechischen Bezügen. Heute aber fordern die EU vor allem Renationali-
sierung, Sezession, Entdemokratisierung, Terror, Konflikte in Europas
Grenzräumen, die Migration und die globalisierten Märkte. Die zuneh-
mend heterogenere europäische Gesellschaft wird einen neuen Konsens
finden müssen, wie sie ihr Zusammenleben regelt, wenn sie in einer Uni-
on zusammenbleiben möchte. Dabei sind zwei Grundströmungen erkenn-
bar. Zum einen ein Individualisierungstrend, vor allem nach dem persön-
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lichen Glück zu streben. Zum anderen spielt aber auch vermehrt das Be-
dürfnis nach Identität und Heimat als neuer „Gemeinsinn“ eine Rolle.
Diese letztere Tendenz betrifft ganz wesentlich die gesetzgebenden Regio-
nen in Europa. Die Verbindung von Individual- und Gemeinschaftsinter-
esse beginnt mit im Regionalen verankerten Themen. Im Mittelpunkt die-
ser Studie steht daher die Frage, ob es Regionen mit vergleichbaren Aufga-
ben in der EU gibt und ob ein Regionalbegriff im Unionsrecht denkbar
wäre, um einem „Europa der Bürger“ besser gerecht zu werden. Allen die
mir bei dieser Arbeit Ansporn sowie mit Geduld und Beistand Unterstüt-
zung waren, vor allem Herrn Prof. Dr. Terhechte, Herr Prof. Dr. Schomerus
und Frau Prof. Smith, meiner Frau und meinem Sohn, meiner Familie und
meinen Freunden, insbesondere den Herren Stefan Borst und Dr. Benjamin
Wankerl, sowie dem Nomos-Verlag für die Betreuung und Veröffentli-
chung, sei herzlichst gedankt.

Regensburg, im Frühjahr 2020 Maximilian Fritsch

Vorwort
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